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Fall 16: Die misslungene Flucht
V und N planten, den nahe gelegenen TOOM-Baumarkt zu überfallen. Als Fluchtfahrzeug beschaffte V den Porsche von seiner Freundin, wobei er plante, es ihr später wieder vor die Tür zu stellen, so dass sie nicht merken würde, dass er es sich „ausgeliehen“ hätte.

Hiermit fuhr N sich und den V zum TOOM-Markt, der – wie V und N wussten – um 8.45 Uhr vom Filialleiter L aufgeschlossen wurde, obwohl der Verkauf erst um 9.30 Uhr beginnen sollte. Diese Zeitspanne nutzten V und N. V zog eine Wasserpistole, die der Filialleiter L für eine echte Pistole hielt, bedrohte den L mit dem Tode und forderte ihn auf, den Schlüssel zum Tresor in seinem Büro herauszugeben. L tat dies und drückte dabei heimlich den Notknopf unter dem Tisch, was V und N nicht mitbekamen. V und N fesselten den L mit einem mitgebrachten Seil an die Heizung, räumten den Tresor aus, nahmen die Einnahmen des Wochenendes (15.000 €) an sich  und flohen mit dem Porsche, den V steuerte, Richtung Autobahn.

Die herannahenden Polizeibeamten S und B folgten dem Porsche mit Blaulicht und Sirene. Als V dies sah, beschleunigte und fuhr er mit 100 km/h auf der Landstraße, auf der nur eine Geschwindigkeit von 70 km/h erlaubt ist, über eine rote Ampel. An der nächsten Kurve musste V daher eine scharfe Vollbremsung machen, um auf der Straße zu bleiben. Der ihn verfolgende P konnte den Wagen dagegen nicht mehr halten und steuerte den Funkwagen gegen einen Alleebaum. Hierbei wurde der Wagen beschädigt, P und R aber nicht verletzt. Dies hatte V nicht bemerkt, der sich nur auf einmal wunderte, was aus den Verfolgern geblieben war. Er machte sich hierüber aber keine weiteren Gedanken, als er vor sich eine Straßensperre erblickte.

Diese hatte der Polizeibeamte B errichtet, indem er sein Fahrzeug quer über die etwa 8 m breite Straße stellte, so dass auf der rechten Seite nur noch 2 m Platz waren, wo B sich hinstellte mit Stop-Kelle. Der herannahende V wollte erst seitlich ins Gebüsch fahren, der N griff ihm aber ins Lenkrad. So dass der Wagen mit hoher Geschwindigkeit direkt auf B zufuhr, der gerade noch zur Seite springen konnte. Er stürzte hierbei aber eine Böschung hinunter und war für eine Woche dienstunfähig. Hinter der Straßensperre gelang der Porsche durch das Ausweichmanöver ins Schleudern und V und N fuhren ebenfalls die Böschung hinunter, wo sie festgenommen wurden.

Im Ermittlungsverfahren stellte sich heraus, dass V keinen Führerschein hatte. Seine Blutprobe ergibt, dass er zur Tatzeit eine Blutalkoholkonzentration (BAK) von 0,5 ‰ hatte.
Strafbarkeit von V und N? Strafanträge sind nicht gestellt.
Lösungsskizze:

A. Erster Handlungsabschnitt: Das Besorgen des Fluchtfahrzeugs

Strafbarkeit des V

I. Indem V den Wagen seiner Freundin „ausgeliehen“ hat, kann er sich nach § 242 I StGB (Diebstahl) strafbar gemacht haben.


1. Objektiver Tatbestand: V hat den Wagen seiner Freundin, eine für ihn fremde, bewegliche Sache, mit dem Wegfahren an sich genommen und damit neuen Gewahrsam gegen ihren Willen begründen, ihn also weggenommen. 

2. Subjektiver Tatbestand: V handelte vorsätzlich, aber ohne Zueignungsabsicht. Denn er hatte keine Absicht auf eine dauerhafte Enteignung, da er bezüglich des Wagens einen Rückführungswillen (vgl. hierzu nur BGHSt. 22, 45 ff.) hatte, ihn also wieder vor ihre Tür stellen wollte.

3. Ergebnis: V hat sich nicht nach § 242 I StGB strafbar gemacht.

II. Eine Strafbarkeit nach § 248 b I StGB (unbefugter Gebrauch eines Fahrzeugs) scheitert am Fehlen des nach § 248 b III StGB erforderlichen Strafantrag.
B. Zweiter Handlungsabschnitt: Der Überfall

Strafbarkeit von V und N

I. Indem V und N den Filialleiter unter Vorhalten der Wasserpistole mit dem Tode bedrohten und den Schlüssel des Tresors forderten, mit dem sie den Safe ausräumten, können sie sich nach §§ 253 I, 255, 250 I Nr. 1 b, 25 II StGB (schwere räuberische Erpressung in Mittäterschaft) strafbar gemacht haben.

1. Objektiver Tatbestand

a) V und N haben – arbeitsteilig, einem gemeinschaftlichen Tatplan folgend – unter Vorhalten einer Pistole, die der Filialleiter für echt hielt, ihn mit gegenwärtiger Gefahr für sein Leben bedroht.
b) Diese führte zur abgenötigten Handlung der Herausgabe des Safeschlüssels.

c) Im Rahmen der Vermögensverfügung ist
aa) zunächst fraglich, ob eine derartige überhaupt erforderlich.
(1) Nach dem überwiegenden Schrifttum schließen sich § 249 StGB (Raub) und § 253 StGB (Erpressung) aus und sind abzugrenzen anhand des Kriteriums der Vermögensverfügung, die für § 253 StGB gefordert wird. § 253 StGB sei hiernach nur dann gegeben, wenn dem Opfer subjektiv ein Rest an Freiwilligkeit verblieb, so dass es faktisch über den Vermögensgegenstand verfügt hat (so Geppert/Kubitza, Jura 1985, 276 (278), Wessels/Hillenkamp, BT 2, 30. Aufl. 2007, Rn. 711, Sch/Schr/Eser, 27. Aufl. 2006, § 253 Rn. 8 f. und Lackner/Kühl, 26. Aufl. 2007, § 253 Rn. 3). 

Hiernach läge eine räuberische Erpressung vor, da der Filialleiter den Safeschlüssel noch (eventuell holen und) übergeben musste, also von seiner Seite eine Mitwirkungshandlung erforderlich war, so dass bei ihm ein Rest an Freiwilligkeit verblieb (aA vertretbar).
(2) Nach der ständigen Rechtsprechung dagegen genüge jedes abgenötigte Verhalten, so dass in jedem Raub (Raub = Nötigung + Diebstahl) zugleich eine Erpressung (Erpressung = Nötigung + Nötigungserfolg = Vermögensvorteil bei Täter) liege, beide Delikte aber innerhalb der Konkurrenzen danach abzugrenzen seien, ob äußerlich ein Geben oder ein Nehmen vorliege (vgl. nur BGHSt 25, 224 (228) und BGHSt 41, 123 (126)). 

Hier hat der Filialleiter den Schlüssel (und damit letztlich das Geld) übergeben, so dass auch nach dieser Ansicht eine Erpressung vorliegt und der Streit nicht entschieden zu werden braucht.
bb) Zudem müsse sie unmittelbar erfolgt sein, also ohne weiteren fremdschädigenden Akt des Täters. Stellt man auf das Geld ab, auf das es V und N ankam, so könnte man an der Unmittelbarkeit zweifeln, da V und N den Safe noch ausräumen mussten. Jedoch genügt es für eine unmittelbare Verfügung, wenn – trotz weiterer Handlung der Täter – bereits das Opfer die „wesentliche Zugriffsschwelle“ selbst überschritten hat (Tröndle/Fischer, 54. Aufl. 2007, § 263 Rn. 46). Dies ist hier mit der Übergabe des Schlüssels für den Safe, ohne den der Safe nicht hätte geöffnet und das Geld entnommen werden können, vor.
d) Durch den Verlust der 15.000 € ist dem TOOM-Baumarkt auch ein Vermögensnachteil entstanden. Dass der Verfügende (Filialleiter) und Geschädigter (TOOM-Markt) nicht identisch sind, ist hierbei nach den Grundsätzen der Dreieckserpressung irrelevant, da der Filialleiter sowohl in einem „Näheverhältnis“ (BGHSt. 18, 221 (223 f.) und BGH, NStZ 1997, 32 f.) bzw. im „Lager“ der TOOM-Baumarktes stand (Lagertheorie – Geppert, JuS 1977, 69 (72 f.), Lenckner, JZ 1966, 320 (321) und Wessels/Hillenkamp, BT 2, 30. Aufl. 2007, Rn. 649) als auch als Filialleiter eine Befugnis zur Verfügung über das Vermögen des Geschädigten hatte (sog. Befugnistheorie – vgl. Schünemann, GA 1969, 46 (53), Otto, ZStW 79 (1967), 59 (84) und Mitsch, BT II/1, 2. Aufl. 2003, § 7 Rn. 74). 

e) V hat zwar nicht eine Waffe oder ein anderes gefährliches Werkzeug bei der Drohung verwendet (§ 250 II Nr. 1 StGB), da er eine ungefährliche Wasserpistole verwendete, wohl aber ein Werkzeug zur Überwindung des Widerstandes des Filialleiters bei sich geführt (§ 250 I Nr. 1 b StGB). Dies kann N nach § 25 II StGB zugerechnet werden.

2. Subjektiver Tatbestand: V und N handelten vorsätzlich und mit der Absicht, sich zu Unrecht zu bereichern.


3. Rechtswidrigkeit: Rechtfertigungsgründe sind nicht ersichtlich. Die Tat geschah nach § 253 II StGB verwerflich.

4. Schuld: Entschuldigungsgründe sind nicht ersichtlich. Anhaltspunkte für eine (auch nur bedingte alkoholbedingte) Schuldunfähigkeit des V sind bei einer BAK von nur 0,5 ‰ nicht vorhanden.

5. Ergebnis: V und N haben sich nach §§ 253 I, 255, 250 I Nr. 1 b, 25 II StGB strafbar gemacht.
II. Indem V und N vorsätzlich den Filialleiter unter Drohung mit dem Tode zur Herausgabe des Safeschlüssels brachten, haben sie sich nach §§ 240 I, 25 II StGB (Nötigung in Mittäterschaft) strafbar gemacht, zumal die Tat nach § 240 II StGB auch verwerflich war.
III. Durch die (konkludente) Bedrohung mit dem Tode und damit einem Totschlag haben sie sich zugleich nach §§ 241 I, 25 II StGB (Bedrohung in Mittäterschaft) strafbar gemacht.

IV. Eine Strafbarkeit nach §§ 239 a I, 25 II StGB (erpresserischer Menschenraub in Mittäterschaft) scheitert an einer stabilen Bemächtigungslage.
V. Indem V und N den Filialleiter bewusst gefesselt haben, haben sie sich zugleich nach      §§ 239 I, 25 II StGB (Freiheitsberaubung in Mittäterschaft) strafbar gemacht.

VI. Eine Strafbarkeit nach §§ 123 I, 25 II StGB (Hausfriedensbruch in Mittäterschaft) scheidet mangels Strafantrag nach § 123 II StGB aus.
VII. Wenn man im bloßen Fesseln bereits eine körperliche Misshandlung und damit eine Körperverletzung (§§ 223 I, 25 II StGB) erblickt, ist diese 


1. zwar nicht nach § 224 I Nr. 2 StGB qualifiziert, da ein Seil nur bei einer konkret gefährlichen Fesselung einen gefährlichen Gegenstand darstellt (vgl. Tröndle/Fischer, 54. Aufl. 2007, § 224 Rn. 9 b), wohl aber


2. nach § 224 I Nr. 4 StGB.
VIII. Konkurrenzen: Die Nötigung in Mittäterschaft tritt im Wege der Spezialität hinter die räuberische Erpressung konkurrenzrechtlich zurück, genauso die Bedrohung in Mittäterschaft im Wege der Subsidiarität (dort: Drohung mit einem Verbrechen, bei §§ 253, 255 StGB genügt Drohung). Die einfache Körperverletzung in Mittäterschaft tritt im Wege der Spezialität hinter die gefährliche Körperverletzung zurück. Die übrigen Delikte, die mit einer Handlung begangen wurden, stehen in Tateinheit. V und N haben sich damit nach §§ 253 I, 255, 250 I Nr. 1 b, 25 II; 239 I, 25 II; 224 I Nr. 4, 25 II; 52 I StGB strafbar gemacht.
C. Dritter Handlungsabschnitt: Die Fahrt bis zur Straßensperre

Strafbarkeit des V

I. V hat sich durch sein Fahren ohne die erforderliche Fahrerlaubnis nach § 21 I Nr. 1 StVG (Fahren ohne Fahrerlaubnis) strafbar gemacht.
II. Durch das Fahren mit einer BAK von 0,5 ‰ kann sich V nach § 316 I StGB (Trunkenheit im Verkehr) strafbar gemacht haben.

1. Objektiver Tatbestand

a) V hat ein Fahrzeug im Verkehr geführt.
b) Er müsste aber auch fahruntüchtig gewesen sein.

aa) Eine absolute Fahruntüchtigkeit (unwiderlegliche Vermutung der Fahruntüchtigkeit), die mit einer BAK von 1,1 ‰ vorliegt (BGHSt. 37, 89 ff.), war nicht gegeben.
bb) Bei einer BAK von mindestens 0,3 ‰ und einem alkoholbedingten Fahrfehler ist eine relative Fahruntüchtigkeit zu bejahen (BGHSt. 31, 42 (44) und Geppert, Jura 2001, 559 (562)). Die von V begangenen Verkehrsverstöße in Form eines zu schnellen Fahrens, eines Rotlichtverstoßes und einer Vollbremsung, beruhten auf der Flucht und waren nicht durch seine Alkoholisierung bedingt.

2. Ergebnis: V hat sich nicht nach § 316 I StGB strafbar gemacht.

III. Eine Strafbarkeit nach § 315 c I Nr. 2 d StGB (Gefährdung des Straßenverkehrs) scheidet aus, da V zwar grob verkehrswidrig und rücksichtslos an einer Straßeneinmündung (rote Ampel) zu schnell gefahren ist, er jedoch für Leib oder Leben eines anderen Menschen oder fremde Sachen von bedeutendem Wert keine konkrete Gefahr geschaffen hat (zu einem „Beinahe-Unfall“ ist es nicht gekommen!).
IV. V hat sich auch nicht nach § 315 b I Nr. 2, III iVm § 315 III Nr. 2 StGB (gefährlicher Eingriff in den Straßenverkehr) strafbar gemacht, da er durch die plötzliche Vollbremsung im Straßenverkehr keinen Eingriff von außen in den Straßenverkehr begangen hat. Zwar kann ein Verkehrsvorgang im fließenden Straßenverkehr zu einem Eingriff in den Straßenverkehr „pervertiert“ werden. Hierfür ist jedoch ein bewusst zweckwidriger Einsatz eines Fahrzeugs in verkehrsfeindlicher Einstellung und ein zumindest bedingter Schädigungsvorsatz erforderlich (BGHSt. 48, 233). Es fehlt bei der Vollbremsung aufgrund der scharfen Kurve und dem zu schnellen fahren an einem bewusst zweckwidrigen Einsatz des Fahrzeugs.
V. Mangels Vorsatzes scheidet auch eine Strafbarkeit nach § 142 I Nr. 2 StGB (unerlaubtes Entfernen vom Unfallort) aus.
VI. Zwischenergebnis: Wegen der Fahrt bis zur Straßensperre hat sich V (nur) nach § 21 I Nr. 1 StVG strafbar gemacht.

D. Vierter Handlungsabschnitt: Die Straßensperre

Strafbarkeit des V

I. Eine Strafbarkeit des V nach §§ 212 I, 211, 22 StGB (versuchter Mord) scheidet aus, da das Fahrzeug nur auf den Polizeibeamten zugefahren ist, da N ihm ins Lenkrad griff.
II. Aus dem gleichen Grund scheiden die weiteren grundsätzlich in Betracht kommenden Delikte – gefährlicher Eingriff in den Straßenverkehr (§ 315 b I Nr. 3 StGB), Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte (§ 113 I, II Nr. 1 StGB) und gefährliche Körperverletzung (§§ 223 I, 224 I Nr. 2 StGB) – aus.
Strafbarkeit des N

I. Indem N dem V ins Lenkrad gegriffen und das Fahrzeug so auf den Polizeibeamten B zugelenkt hat, der gerade noch zur Seite springen konnte, kann sich N nach §§ 212 I, 211, 22 StGB (versuchter Mord) strafbar gemacht haben.

1. Tatentschluss: Dies setzt zunächst einen (zumindest bedingten) Tötungsvorsatz voraus. Nachdem nur ein  sachgerechtes Zusammenspiel von Wissens- und Wollenskomponente der Komplexität des Problems gerecht werden kann, sind die Möglichkeits- und Gleichgültigkeitslösungen abzulehnen und darauf abzustellen, ob der Täter den Eintritt des tatbestandlichen Erfolges als möglich und nicht ganz fernliegend erkennt und damit in der Weise einverstanden ist, dass er die Tatbestandsverwirklichung billigend in Kauf nimmt oder sich um des erstrebten Zieles willen wenigstens mit ihr abfindet, mag ihm auch der Erfolgseintritt an sich unerwünscht sein (BGHSt 36, 1 (9)) bzw. er die Möglichkeit des Erfolgs erkennt und die Gefahr für das betroffene Rechtsgut ernst nimmt, aber dennoch handelt (sog. Ernstnahmetheorie, vgl. Jescheck/Weigend, AT, 5. Aufl. 1996, S. 299 und Roxin, AT I, 4. Aufl. 2006, § 12 Rn. 21 ff.).
Zur Abgrenzung im Einzelfall ist zum einen auf die Gefährlichkeit der vorgenommenen Handlung abzustellen und zum anderen auf die mit der Tötung eines Menschen verbundenen erhöhten Hemmschwelle (BGHSt 36, 1 (15 f.) und BGHSt. 36, 262 (267)). N wird es angesichts der Vorgeschichte primär auf die Flucht angekommen sein, so dass trotz der Gefährlichkeit des Zufahrens auf einen Menschen, der jedoch noch zur Seite springen konnte, ein Tötungsvorsatz zu verneinen ist (vgl. zu einem derartigen Fall auch BGH, NZV 1992, 370; aA bei entsprechender Begründung vertretbar).


2. Ergebnis: N hat sich nicht nach §§ 212 I, 211, 22 StGB strafbar gemacht.

II.  Durch das Zufahren auf den B und deren kausal und zurechenbar (keine eigenverantwortliche Selbstverletzung!) verursachten Sprung zur Seite hat N den B körperlich misshandelt und an der Gesundheit beschädigt, und zwar mittels des Fahrzeugs als gefährlichem Werkzeug und sich somit nach §§ 223 I, 224 I Nr. 2 StGB (gefährliche Körperverletzung) strafbar gemacht.
III. Durch das Zufahren auf den Polizeibeamten, der mit der Diensthandlung der Festnahme von V und N (§§ 127 II, 163 b I StPO) befasst war, hat N vorsätzlich mit Gewalt gegen einen Vollstreckungsbeamten Widerstand geleistet und ihn tätlich angegriffen und dies mittels einer Waffe – womit auch untechnische Waffen wie Kraftfahrzeuge gemeint sind (BGHSt. 26, 176 (179)) – und mit der Gefahr einer schweren Gesundheitsschädigung des Beamten (letztlich Tatfrage!) und sich somit nach § 113 I, II 2 Nr. 1 und 2 StGB (Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte) strafbar gemacht. 
IV. Eine Strafbarkeit nach § 315 c I Nr. 2 d StGB (Gefährdung des Straßenverkehrs) scheidet aus, da N das Fahrzeug nicht geführt, also nicht die Bedienungsvorgänge unter eigener Verantwortung ausgeführt hat. Zwar ist grundsätzlich auch eine Arbeitsteilung beim Führen eines Kfz möglich, allerdings nur dann, wenn gemeinsam das Fahrzeug geführt wird, etwa einer bedient die Pedale und der andere lenkt (vgl. BGHSt. 13, 226 ff. und OLG Hamm, VRS 37, 281 f.). Ein kurzer Eingriff gegen den Willen des verantwortlichen Fahrers – wie durch das Greifen in das Lenkrad – genügt dagegen nicht (vgl. OLG Hamm, NJW 1969, 1975 (1976)).
V. Indem N ins Lenkrad gegriffen und das Fahrzeug auf den Polizeibeamten B zugelenkt hat, um fliehen zu können, kann N sich nach §§ 315 b I Nr. 3, III, 315 III Nr. 1 a und b StGB (gefährlicher Eingriff in den Straßenverkehr) strafbar gemacht haben.

1. Objektiver Tatbestand

a) N müsste zunächst einen ebenso gefährlichen Eingriff von außen in den Straßenverkehr vollzogen haben. Der Beifahrer ist zwar nicht der Fahrer, allerdings kein Außenstehender sondern Teilnehmer im Straßenverkehr, so dass er einen Eingriff von außen in den Straßenverkehr nur vollziehen kann, wenn er den von ihm verursachten Verkehrsvorgang zu verkehrsfremden Zwecken pervertiert (so zum Beifahrer BGH, NZV 1990, 35 und OLG Hamm, NJW 1969, 1975 f.; offen gelassen in BGH, NZV 2006, 483): So wird im fließenden Straßenverkehr ein Verkehrsvorgang zu einem Eingriff in den Straßenverkehr „pervertiert“, wenn zu dem bewusst zweckwidrigen Einsatz eines Fahrzeugs in verkehrsfeindlicher Einstellung hinzukommt, dass es mit mindestens bedingtem Schädigungsvorsatz (ein bloßer Gefährdungsvorsatz genügt nicht!) – etwa als Waffe oder Werkzeug“ missbraucht wird (BGHSt. 48, 233).
Hier wollte N das Fahrzeug einsetzen, um angesichts der verengten Fahrbahn den Polizeibeamten B zum Freimachen der Fahrbahn zu bewegen, um fliehen zu können; er verwandte es also bewusst – zweckwidrig – als Nötigungsmittel. Angesichts der Geschwindigkeit des Fahrzeugs und damit der hohen Gefährlichkeit des Zufahrens ist auch nicht nur von Gefährdungs- sondern auch zumindest bedingten Verletzungsvorsatz auszugehen.
b) Das Zufahren führte zu einer konkreten Gefährdung 

aa) für B, nicht aber
bb) für das genutzte Fahrzeug (Eigentum der Freundin von V!), da dieses nicht zugleich Tatwerkzeug und angegriffenes Objekt sein kann.
c) Die konkrete Gefährdung ist auch durch den ebenso gefährlichen Eingriff eingetreten („und dadurch“).


2. Subjektiver Tatbestand

a) N handelte vorsätzlich
b) und mit Verdeckungsabsicht (§ 315 b III iVm § 315 III Nr. 1 b StGB), da er fliehen und somit seine Beteiligung an der zuvor begangenen räuberischen Erpressung zu verdecken.
c) Die Absicht, einen Unglücksfall herbeizuführen (§ 315 b III iVm § 315 III Nr. 1 a StGB), verlangt dolus directus ersten Grades (OLG München, NJW 2006, 457), so dass es N darum gegangen sein müsste, nicht nur eine Gefährdung sondern zielgerichtet eine Schädigung des B herbeizuführen. N mag zwar einen bedingten Schädigungsvorsatz gehabt haben, jedoch keine Schädigungsabsicht (aA vertretbar, da Tatfrage), so dass ihm diese Absicht fehlt.

3. Rechtfertigungs- und Entschuldigungsgründe sind nicht ersichtlich.


4. Ergebnis: N hat sich nach §§ 315 b I Nr. 3, III, 315 III Nr. 1 b StGB strafbar gemacht.

VI. Konkurrenzen: Die gefährliche Körperverletzung verdrängt die einfache im Wege der Spezialität konkurrenzrechtlich, genauso wie § 113 II 2 Nr. 1 und 2 StGB den § 113 I StGB. Im Übrigen besteht Tateinheit. N hat sich somit im vierten Handlungsabschnitt nach §§ 224 I Nr. 2; 113 II 2 Nr. 1 und 2; 315 b I Nr. 3, III, 315 III Nr. 1 b 52 I StGB strafbar gemacht.
E. Gesamtkonkurrenzen und Gesamtergebnis: Die Delikte des zweiten und dritten bzw. zweiten und vierten Handlungsabschnitts stehen zueinander in Tatmehrheit, da es eigenständige Handlungen sind.
V hat sich nach §§ (253 I, 255, 250 I Nr. 1 b, 25 II; 239 I, 25 II; 52 I StGB); 21 I Nr. 1 StVG; 53 I StGB strafbar gemacht, N nach §§ (253 I, 255, 250 I Nr. 1 b, 25 II; 239 I, 25 II; 224 I Nr. 4, 25 II; 52 I StGB); 224 I Nr. 2; 113 II 2 Nr. 1 und 2; 315 b I Nr. 3, III, 315 III Nr. 1 b 52 I StGB.
Fall 16: Die misslungene Flucht

A. Erster Handlungsabschnitt: Das Besorgen des Fluchtfahrzeugs

Strafbarkeit des V

I. § 242 I StGB durch Ausleihen des Wagens seiner Freundin (-), da keine Zueignungsabsicht (Rückführungswille!). 

II. § 248 b I StGB (-), kein Strafantrag (§ 248 b III StGB)
B. Zweiter Handlungsabschnitt: Der Überfall

Strafbarkeit von V und N

I. §§ 253 I, 255, 250 I Nr. 1 b, 25 II StGB
1. Objektiver Tatbestand


a) qualifizierte Drohung in Mittäterschaft: Vorhalten einer Pistole entsprechend Tatplan (+)


b) abgenötigte Handlung: Herausgabe des Safeschlüssels


c) Vermögensverfügung




aa) Notwendigkeit


Rspr.: nicht erforderlich, Geben/Nehmen: Übergabe des Schlüssels → §§ 253 I, 255 (+)


Lit.: Vermögensverfügung notwendig, nach inneren Rest an Freiwilligkeit beim Opfer, hier: Herausgabe des Schlüssels als Zugang zum Safe (+) (aA vertretbar)
bb) „unmittelbare“ Vermögensverfügung = kein weiterer fremdschädigender Akt: Übergabe Schlüssel überschreitet „Zugriffsschwelle“ (+)


d) Vermögensnachteil




aa) Höhe: 15.000 €

bb) Dreieckserpressung zulässig (Lagertheorie (+) / Befug-nistheorie (+)


e) Qualifikation des § 250 StGB




aa) § 250 II Nr. 1 StGB (-), da objektiv ungefährlich




bb) § 250 I Nr. 1 b StGB (+)


2. Subjektiver Tatbestand


a) Vorsatz (+)



b) Bereicherungsabsicht (+)

3. Rechtswidrigkeit



a) kein Rechtfertigungsgrund (+)



b) Verwerflichkeit nach § 253 II StGB


4. Schuld



a) Schuldfähigkeit: nur 0,5 ‰ (+)


b) keine Entschuldigungsgründe

5. Ergebnis: V und N haben sich nach §§ 253 I, 255, 250 I Nr. 1 b, 25 II StGB strafbar gemacht.

II. §§ 240 I, 25 II StGB (+)
III. §§ 241 I, 25 II StGB (+)
IV. §§ 239 a I, 25 II StGB (-), keine stabile Bemächtigungslage
V. §§ 239 I, 25 II StGB durch das Fesseln (+)
VI. §§ 123 I, 25 II StGB (-), kein Strafantrag (§ 123 II StGB) aus.
VII. §§ 223 I, 224 I Nr. 4 StGB (+) durch das Fesseln
VIII. Konkurrenzen: 
1. § 240 StGB tritt hinter räuberische Erpressung zurück (Spezialität)

2. § 241 StGB tritt hinter räuberische Erpressung zurück (Subsidiarität)

3. §§ 223 I, 25 II StGB tritt hinter §§ 224 I Nr. 4, 25 II StGB zurück (Spezialität)

4. Im Übrigen Tateinheit (§ 52 StGB)

5.  V und N haben sich damit nach §§ 253 I, 255, 250 I Nr. 1 b, 25 II; 239 I, 25 II; 52 I StGB strafbar gemacht.

C. Dritter Handlungsabschnitt: Die Fahrt bis zur Straßensperre

Strafbarkeit des V

I. § 21 I Nr. 1 StVG (Fahren ohne Fahrerlaubnis) (+)
II. § 316 I StGB (Trunkenheit im Verkehr) 

1. Objektiver Tatbestand



a) Fahrzeug im Verkehr führen (+)


b) Fahruntüchtigkeit




aa) absolute Fahruntüchtigkeit: ab 1,1 ‰ (-)


bb) relative Fahruntüchtigkeit: ab 0,3 ‰ + alkoholbedingte Ausfallerscheinung, hier: (-), da Rotlichtverstoß wegen Flucht

2. Ergebnis: V hat sich nicht nach § 316 I StGB strafbar gemacht.

III. § 315 c I Nr. 2 d StGB (Gefährdung des Straßenverkehrs) (-), da keine konkrete Gefährdung („Beinahe-Unfall“). 
IV. § 315 b I Nr. 2, III iVm § 315 III Nr. 2 StGB (gefährlicher Eingriff in den Straßenverkehr) (-), da keine konkrete Gefahr und kein zweckwidriger Einsatz des Fahrzeugs (als Waffe). 
V. § 142 I Nr. 2 StGB (unerlaubtes Entfernen vom Unfallort) (-), kein Vorsatz
VI. Zwischenergebnis: Wegen der Fahrt bis zur Straßensperre hat sich V (nur) nach § 21 I Nr. 1 StVG strafbar gemacht.

D. Vierter Handlungsabschnitt: Die Straßensperre

Strafbarkeit des V

I. §§ 212 I, 211, 22 StGB (-), da Zufahren nur durch Griff ins Lenkrad von N.

II. Aus dem gleichen Grund scheiden §§ 315 b I Nr. 3; 113 I, II Nr. 1; 223 I, 224 I Nr. 2 StGB.
Strafbarkeit des N

I. §§ 212 I, 211, 22 StGB durch Griff ins Lenkrad (-), da kein Tötungsvorsatz (aA vertretbar).
II.  §§ 223 I, 224 I Nr. 2 StGB durch Griff ins Lenkrad (+)
III. § 113 I, II 2 Nr. 1 und 2 StGB durch Griff ins Lenkrad (+)

IV. § 315 c I Nr. 2 d StGB (-), da kein Fahrzeug geführt (Bedienen der Pedale notwendig). 
V. §§ 315 b I Nr. 3, III, 315 III Nr. 1 a und b StGB durch Griff ins Lenkrad


1. Objektiver Tatbestand


a) ebenso gefährlicher Eingriff = verkehrsfremd: Pervertierung durch Nutzung als Nötigungsmittel (+)


b) konkrete Gefährdung




aa) für B (+)




bb) nicht für das Fahrzeug (Eigentum der Freundin), da nicht




      Tatwerkzeug und angegriffenes Objekt (-)



c) Gefahrzusammenhang („und dadurch“) (+)

2. Subjektiver Tatbestand



a) Vorsatz (+)



b) Verdeckungsabsicht (§ 315 b III iVm § 315 III Nr. 1 b StGB) (+) 

c) Absicht, einen Unglücksfall herbeizuführen (§ 315 b III iVm § 315 III Nr. 1 a StGB) (-), da dolus directus ersten Grades notwendig und nicht vorhanden (Tatfrage)


3. Rechtswidrigkeit und Schuld (+)

4. Ergebnis: N hat sich nach §§ 315 b I Nr. 3, III, 315 III Nr. 1 b StGB strafbar gemacht.

VI. Konkurrenzen 

1. § 224 I Nr. 2 StGB verdrängt § 223 I StGB (Spezialität)


2. § 113 II Nr. 1 und 2 verdrängt § 113 I StGB (Spezialität)


3. Im Übrigen Tateinheit (§ 52 StGB)


4. Ergebnis: N hat sich somit im vierten Handlungsabschnitt nach §§ 224 I Nr. 2; 113 II 2 Nr. 1 und 2; 315 b I Nr. 3, III, 315 III Nr. 1 b 52 I StGB strafbar gemacht.

E. Gesamtkonkurrenzen und Gesamtergebnis
1. Delikte der einzelnen Handlungsabschnitte stehen in Tatmehrheit (§ 53 StGB).

2. Gesamtergebnis: V hat sich nach §§ (253 I, 255, 250 I Nr. 1 b, 25 II; 239 I, 25 II; 224 I Nr. 4, 25 II; 52 I StGB); 21 I Nr. 1 StVG; 53 I StGB strafbar gemacht, N nach §§ (253 I, 255, 250 I Nr. 1 b, 25 II; 239 I, 25 II; 52 I StGB); 224 I Nr. 2; 113 II 2 Nr. 1 und 2; 315 b I Nr. 3, III, 315 III Nr. 1 b 52 I StGB.

